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Beratungsvorlage 
für die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
am 23.02.2021 
 
 
TOP 11_1 
Obdachlosensatzung; Normenkontrollantrag des Landratsamtes gegen die Stadt 
Heitersheim beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
 
1 Sachverhalt 
Am 03.12.2019 hat der Gemeinderat die Benutzungsgebühren für die Zeit vom 01.01.2019 bis 
zum 31.12.2020 mehrheitlich beschlossen. Die Änderungssatzung trat rückwirkend zum 
01.01.2019 in Kraft. Neben der regulären Benutzungsgebühr in Höhe von 240.- €/Person und 
Monat wurde neu eine um 20% reduzierte Gebühr für Bewohner, die die Gebühr selber ohne 
öffentlichen Leistungsbezug bezahlen, in Höhe von 192.- €/Monat festgelegt. 
 
Am 17.11.2020 hat der Gemeinderat die Benutzungsgebühren für die Zeit vom 01.01.2021 bis 
zum 31.12.2022 mehrheitlich beschlossen. Die Änderungssatzung trat zum 01.01.2021 in 
Kraft. Die bisherigen beiden Gebührensätze in Höhe von 240.- €/Person und Monat regulär 
sowie in Höhe von 192.- €/Monat für Selbstzahler ohne öffentlichen Leistungsbezug auf 
Antrag wurden beibehalten. 
 
Im Dezember 2020 hat das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald einen Normenkontroll-
antrag beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg gestellt. Das Landratsamt sieht in 
der Reduktion der Benutzungsgebühren für einen beschränkten Nutzerkreis der öffentlichen 
Einrichtung einen Verstoß gegen das Gleichbehandlungsgebot des Art. 3 GG und beantragt, 
die Regelung über die Gebührenhöhe in der Obdachlosensatzung für unwirksam zu erklären. 
Ein sachlicher Grund für die Gebührenreduktion liegt nach Auffassung des Landratsamtes 
nicht vor.  
 
2 Bewertung 

Die Gebührenreduktion geht auf eine Initiative des Gemeinderates zurück. Dieser beauftragte 
die Verwaltung in der Sitzung vom 05.11.2019, die Rechtmäßigkeit einer Gebührenreduktion 
für Selbstzahler nach dem Vorbild der entsprechenden Regelung der Stadt Freiburg zu prüfen. 
Die Gebührenreduzierung solle einen Ansporn für die Integration darstellen. Die Motivation für 
eine Erwerbstätigkeit könne dadurch steigen. Dem Vorschlag der Verwaltung, die Gebühren 
für alle Benutzer einheitlich zu reduzieren, ist der Gemeinderat in der Sitzung vom 3.12.2019 
mit dem Verweis auf den politischen Willen, das Arbeitsengagement von Notunterkunfts-
bewohnern zu honorieren, nicht gefolgt.  
 
Der Streitwert für das Normenkontrollverfahren wurde vom Verwaltungsgerichtshof Baden-
Württemberg vorläufig auf 5.000 € festgelegt. Die Badische Rechtsschutzversicherung AG hat 
die Übernahme der notwendigen Kosten für das gerichtliche Verfahren in I. Instanz im 
Rahmen der bestehenden Rechtsschutzversicherung zugesagt. 
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RA Dr. Bushart von der Kanzlei Fridrich, Bannasch & Partner Rechtsanwälte mbB wurde mit 
der gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung gegenüber allen Gerichten und Behörden 
beauftragt. Auf den Normenkontrollantrag soll mit einem Schriftsatz, welcher den 
Gemeinderäten im Entwurf als nichtöffentliche Anlage vorliegt, erwidert werden.  
 
Die Dauer eines Normenkontrollverfahrens ist schwer zu prognostizieren. Aufgrund der 
Arbeitsüberlastung des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg ist nicht ausge-
schlossen, dass eine Entscheidung des Gerichts erst in 2-3 Jahren vorliegt. 
 
 
 
3 Beschlussvorschlag 
Der Gemeinderat stimmt der vorliegenden Klageerwiderung zu. 
 
 
 
Anlage/n: 
11_2 Anl. Normenkontrollantrag des Landratsamts beim VGH vom 09.12.2020 
11_3 Anl. Erweiterung Normenkontrollantrags des Landratsamts beim VGH wg. aktueller Satzung vom 28.01.2021 
11_4 Anl. Entwurf Schriftsatz an den VGH zur Erwiderung des Normenkontrollantrags (NICHTÖFFENTLICH) 
 
 
Nicole Ehle, Telefon: 07634/402-44 
Az.: 022.31; 108.50 
 

























VERWALTUNGS GERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

2. Senat Bürgermeisteramt 
dar Stadt 

Verwaltungsgerichtshof Baden- Württemberg - Postfach_103264-68032 Mannheim ·iters 
gegreoerer osturer Erve 

Stadt Heitersheim 
Hauptstraße 9 
79423 Heitersheim 

Mannheim, 

Durchwahl: zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA0621/292-4253 
Aktenzeichen: 2 S 3968/20 

{Bitte bei Antwort angeben) 

Normenkontrollsache 
Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald 
gegen Stadt Heitersheim 
wegen Gültigkeit der Satzung der Stadt Heitersheim vom 17.12.2013 in der Fas- 
sung vom 04.12.2019 über die Benutzung von Unterkünften von Obdachlosen und 
zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen 

Anlagen: 
Schriftsatz vom 28.01.2021 mit Anlagen 

Ich übersende den beiliegenden Schriftsatz und bitte um Kenntnisnahme. 

Der Vorsitzende: 
gez. Morlock 
Vorsitzender Richter am VGH 

Informationen zum Schutz personenbezogener Daten bei deren Verarbeitung durch die Justiz nach Artikel 13 
und Artikel 14 der Europäischen Datenschutz-Grundverordnung finden sich auf der Internetseite des Ge- 

richts unter dem Menüpunkt „Service" I ,,Informationen zum Datenschutz in der Justiz". Auf Wunsch über- 
senden wir diese Informationen auch an Verfahrensbeteiligte in Papierform. 

Dienstgebäude: 
Schubertstraße 11 
68165 Mannheim 

R Vermittlung 
(0621 ) 292- 0 

Telefax 
(0621) 292-4444 

Straßenbahn Linien 6/6A, 9 
Haltestelle „Planetarium" ■ Behindertenparkplatz im Hof 

Internet: http://www.vghmannheim.de 



Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald 
Stadtstraße 2, 79104 Freiburg i. Br. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Vorab per Telefax 
Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg 
Schubertstraße 11 
68165 Mannheim zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

LANDRATSAM T 
BREISGAU- 
HOCHSCHWARZWALD 

Dezernat 2 Stabsstelle Recht 
Frau Beckert 
Stadtstraße 2, 79104 Freiburg i. Br. 
Zimmernummer: 127 

V E R W A L T U N G zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAs. 
GERICHTSHOF 

02. Feb. 2021 

Telefon: 0761 2187-2064 
Telefax: 0761 2187-772064 
E-Mail: rechtsstelled2@lkbh.de 

Baden-Württemberg[ 

Freiburg, den 28.01.2021 
Unser Zeichen: 2.06.04 

Az.: 2 S 3968/20 

In der Verwaltungsstreitsache · 

des Landratsamtes Breisgau-Hochschwarzwald, Stadtstraße 2, 79104 Freiburg, 
vertreten durch die Landrätin, Frau Dorothea Störr-Ritter, 

- Antragsteller - 

gegen 

die Stadt Heitersheim, Hauptstr.9, 79423 Heitersheim, 
vertreten durch den Bürgermeister, Herrn Christoph Zachow, 

- Antragsgegnerin - 

wegen 

Gültigkeit der Satzung über die Benutzung von Unterkünften von Obdachlosen und zur An- 
schlussunterbringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 2013 (Obdachlosensatzung) in 
der Fassung vom 04. Dezember 2019, 

Zentrale: 0761 2187-0 • www.breisgau-hochschwarzwald.de • poststelle@lkbh.de 
Secure E-Mail: epost@lkbh.de • De-Mail: poststelle@lkbh.de-mail.de 
Sparkasse Freiburg-Nördlicher Breisgau • IBAN: DE61 6805 0101 0002 1003 55 • BIC: FRSPDE66 
Postbank Karlsruhe • IBAN: DE30 6601 0075 0003 7277 58 • BIC: PBNKDEFF 



erweitert der Antragsteller den Antrag auf Normenkontrolle wie folgt: 

Der Antragsteller beantragt für Recht zu erkennen: 

1. § 17 der Satzung der Stadt Heitersheim über die Benutzung von Unterkünften von 

Obdachlosen und zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 

2013 (Obdachlosensatzung), geändert durch die Satzung zur Änderung der 

Satzung über die Benutzung von Unterkünften von Obdachlosen und zur Anschluss- 

unterbringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 2013 (Obdachlosensatzung) vom 

04. Dezember 2019, bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt Heitersheim vom zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

13.12.2019, ist unwirksam. 

2. § 17 der Satzung der Stadt Heitersheim über die Benutzung von Unterkünften von 

Obdachlosen und zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 

2013 (Obdachlosensatzung), zuletzt geändert durch die Satzung zur Änderung der 

Satzung über die Benutzung von Unterkünften von Obdachlosen und zur Anschluss- 

unterbringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 2013 (Obdachlosensatzung) vom 

17. November 2020, bekanntgemacht im Amtsblatt der Stadt Heitersheim vom 
27.11.2020, ist unwirksam. 

3. Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens. 

Hinsichtlich des Sachverhaltes und der Begründung des erweiterten Antrags wird zunächst 

vollumfänglich auf die Antragsschrift vom 09.12.2020 verwiesen. 

Ergänzend wird mitgeteilt, dass die Antragsgegnerin am 17.11.2020 beschlossen hat, § 17 

der Satzung über die Benutzung von Unterkünften zur Unterbringung von Obdachlosen und 

zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen vom 17.12.2013 für den Zeitraum vom 

01.01.2021 bis 31.12.2022 zu ändern. 

Die Antragsgegnerin hat die aktuelle Änderung der Satzung über die Benutzung von Unter- 

künften von Obdachlosen und zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen in der Ratssit- 

zung vom 17.11.2020 beschlossen. Die Satzungsänderung wurde am 18.11.2020 ausgefer- 

tigt (Anlage 1) und am 27.11.2020 im Amtsblatt der Antragsgegnerin veröffentlicht (Anlage 

2). 

Die Satzung der Antragsgegnerin zur Änderung der Obdachlosensatzung hat in der Fas- 

sung vom 17.11.2020 folgenden Inhalt: 
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.$1 

§ 17 Abs. 1 der Obdachlosensatzung der Stadt Heitersheim vom 17. Dezember 2013 

wird wie folgt neu gefasst: 

§ 17 Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 

(1) Die Benutzungsgebühr beträgt für den Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum 

31.12.2022 für die in§ 1 genannten Einrichtungen der Obdachlosenunterkunftje Per- 

son und Monat: 240, 00 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA€ 

(2) Selbstzahler, die nachweisen, dass sie keine laufenden Leistungen zur Existenzsi- 

cherung nach dem SGB II, SGB XII oder AsylbLG erhalten, bezahlen für den Zeitraum 

vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2022je Person und Monat: 192,00 €. 

§2 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft." zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Die Änderung in § 17 Abs. 1 in der zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAab dem 01.01.2021 gültigen Satzung bezieht sich da- 

mit auf den Geltungszeitraum vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2022. Dagegen erfolgte keine 
Änderung im Hinblick auf die Gebührenregelung als solche, insbesondere die Unter- 

scheidung zwischen Selbstzahlern und Personen, die laufende Leistungen zur Existenzsi- 

cherung nach dem SGB II, SGB XII oder AsylbLG erhalten, besteht unverändert fort. Damit 

verstößt auch § 17 der Obdachlosensatzung in der Fassung vom 27.11.2020 gegen höher- 

rangiges Recht, denn die Gebührenregelungen und die sich danach ergebende Gebühren- 

höhe sind insbesondere im lichte des Sozialstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 1 GG) mit dem all- 

gemeinen Gleichheitsgrundsatz des Art. 3 Abs. 1 GG und den sich daraus ergebenden An- 

forderungen an die Abgabengerechtigkeit und die Belastungsgleichheit der Abgabepflichti- 

gen unvereinbar und daher unwirksam. Diesbezüglich wird auf die Antragsschrift vom 

09.12.2020 verwiesen. 

Das Rechtsschutzinteresse des Antragstellers im Hinblick auf den Antrag Ziffer 1 ist durch 

die Änderung der Satzung vom 17.11.2020 nicht entfallen. 

Ein Rechtsschutzbedürfnis für einen Normenkontrollantrag ist noch gegeben, wenn die an- 

gegriffene Rechtsvorschrift noch Auswirkungen auf gegenwärtige Rechtsbeziehungen ha- 

ben kann, weil in der Vergangenheit liegende Sachverhalte noch nach ihr zu entscheiden 

sind, oder der Antragsteller des Normenkontrollverfahrens aus anderen Gründen ein Inte- 

resse an der Feststellung hat, dass die Rechtsvorschrift unwirksam war. 
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Die Satzung des Antragsgegners über die Benutzung von Unterkünften von Obdachlosen 

und zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 2013 in Form der ge- 

änderten Satzung vom 04.12.2019 entfaltet weiterhin ihre Wirkung. Diese Satzung hatte bis 

zum 31.12.2020 Gültigkeit, so dass sie sich auch auf alle bis zu diesem Zeitpunkt begründe- 

ten Unterkunftsverhältnisse auswirkt und damit auch für den Antragsteller Wirkung entfaltet, 

da dieser die aufgrund der Satzung erhobenen Benutzungsgebühren zu beachten hat. Im 

Hinblick auf die Gebührenregelung haben sich auch nach der ab dem 01.01.2021 gültigen 

geänderten Satzung keine Veränderungen zur Satzung vom 04.12.2019 ergeben. Sowohl 

die Gebührenhöhe, als auch die Unterscheidung zwischen Selbstzahlern und Personen, die 

laufende Leistungen zur Existenzsicherung nach dem SGB II, SGB XII oder AsylbLG erhal- 

ten, besteht in § 17 der geänderten Obdachlosensatzung in der Fassung vom 27.11.2020 

fort. Der Antragsteller hat daher weiterhin ein Interesse daran, dass die Unwirksamkeit der 

Satzung über die Benutzung von Unterkünften von Obdachlosen und zur Anschlussunter- 

bringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 2013 (Obdachlosensatzung) in der Fassung 

vom 04. Dezember 2019 festgestellt wird. Daneben hat der Antragsteller auch ein Interesse 

daran, dass die Unwirksamkeit der ab dem 01.01.2021 gültigen Satzung über die Benutzung 

von Unterkünften von Obdachlosen und zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen vom 

17. Dezember 2013 (Obdachlosensatzung) in der Fassung vom 17.November 2020 festge- 

stellt wird. 

Die einschlägigen Verfahrensakten für den Zeitraum von Mitte 2018 bis Dezember 2019 

wurden von der Antragsgegnerin zwischenzeitlich versandt und gingen beim Antragsteller zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

am 07.01.2021 ein. 

Wir bitten höflich darum, die bei der Antragsgegnerin vorliegenden Verwaltungsvorgänge für 

die Zeit ab Januar 2020 ebenfalls beizuziehen und uns zum Zwecke der Einsichtnahme zu 

überlassen. Wir werden den Antrag auch insoweit erforderlichenfalls ergänzend begründen. 

Da die Sichtung der bereits übermittelten umfangreichen Akte und der noch zu übermitteln- 

den Akte einige Zeit in Anspruch nehmen wird, benötigt der Antragsteller noch etwas Zeit, 

bevor eine ergänzende Begründung des Antrags erfolgen kann. Hierzu bittet der Antragstel- zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA:zz:essene Frist. 

Ltd. Kreisrechtsdirektor 

Anlagen: 

Satzungsänderung vom 18.11.2020 

Auszug aus dem Amtsblatt Stadt Heitersheim vom 27.11.2020 
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HEITERSHEIM zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

st«·rarste"g zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Satzung zur -Änderung der 
Satzung über die Benutzung von Unterkünften zur Unterbringung von Obdachlosen 

und zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen vom 17. Dezember 2013 
(Obdachlosensatzung) zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung det 
Bekanntm.achung vom 24. Juli 2000 (GBI. S. 581, ber. S. 698; .zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 17. Juni 2020 (GBI. S. 403), sowie der $$ 2, 3, 13 und 14 des Kommunalabgaben- 
gesetzes (KAG) in der F·assung vom 17. März 2005 (GBi. S. 206; zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 7. November 2017, GBI. S. 592, 593), hat der ·Geme'inderat der Stadt 
Heitersheim am 17.11.2020 beschlossen: 

§1 

§ 17 Abs. 1 der Obdachlosensatzung de·r Stadt Heitershei·m vom 17 .. Dezember 2013 
wird zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAwie folgt neu gefasst: 

§ 17 Gebührenmaßstab und- Gebührenhöhe 

(1) Die Benutzungsgebühr beträgt für den Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum 31.12.2022 
für die in S 1 genannten Einrichtungen der Obda-chlosenunterkunft je Person und 
.Monat: 240 .• 00 E 

(2) Selbstzahler, die nachweisen, dass sie keine laufenden Leistungen zur Existenz- 
sicherung nach dem SGB II, SBG XII oder AsylbLG erhalten, bezahlen für den 
Zeitraµm vom 01.0-1.2021 bis· zum 31.12.2022 je Person und Monat: 192,00€ 

§2 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in .Kraft. 

Hinweis Ober die Verletzung von Verfahrens- undloder F·ormvorschriften nach § 4 Abs. 
4 Gemeindeordnung 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser 
Satzung wird nach § 4 Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines 
Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der -Stadt geltend gemacht 
worden ist Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, ·die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der S; zung verletzt worden sind. ,, . 

Ausgefertigt 

:z. · -•1f~im .. ,d :11.2020- · 
„er" zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

rcb' /eshs6nz±eo 
(Bürgermeister 



Die vorstehende Änderungsatzung vom 17. November 2020 wurde öffentlich bekannt gemacht durch 
Einrücken in das Amtsblatt der Stadt Heitersheim am 27. November 2020. Die Anzeige an das 
Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald erfolgte am 20. November 2020. 

Heitersheim, zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAden 27.11.2020 

0 
Sibylle S 
Hauptamtsleiteri 



5 zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBAFreitag, 27. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBANovember 2020 Amtsblatt dE!r Malteserstadt Heitersheim 8 
Satzung zur Änderung der Satzung über die Benutzung von Unterkünften 

zur Unterbringung von Obdachlosen und zur Anschlussunterbringung von Flüchtlingen 
vom zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA17. Dezember 2013 (Obdachlosensatzung) 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Juli 2000 
(GBI. S. 581, ber. S. 698; zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. Juni 
2020 (GBI. 5. 403), sowie der S5 2,3, 13 und 14 des Kommunalabga- 
ben-gesetzes (KAG) in der Fassung vom 17. März 2005 (GBI. 5. 206; 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 7. November 2017, GBI. S. 592, 
593), hat der Gemeinderat der Stadt Heitersheim am 17.11.2020 be- 
schlossen: 

s1 
§ 17 Abs. 1 der Obdachlosensatzung der Stadt Heitersheim vom 
17. Dezember 2013 wird wie folgt neu gefasst: 
S17Gebührenmaßstab und Gebührenhöhe 
(1) Die Benutzungsgebühr beträgt für den Zeitraum vom 

01.01.2021 bis zum 31.12.2022 für die in § 1 genannten Ein- 
richtungen der Obdachlosenunterkunft je Person und Monat: 
240,00 € 

(2) Selbstzahler, die nachweisen, dass sie keine laufende Leistun- 
gen zur Existenzsicherung nach dem 5GB II, SBG XII oder Asylb- 
LG erhaJten, bezahlen für den Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum 
31.12.2022 je Person und Monat: 192,00 €. zyxwvutsrqponmlkjihgfedcbaZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

§2 

Diese Änderungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. 

Hinweis über die Verletzung von Verfahrens- und/oder Formvor- 
schriften nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) oder aufgrund 
der GemO beim Zustandekommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 
4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jah- 
res seit der Bekanntmachung dieser Satzung gegenüber der Stadt 
geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung be- 
gründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften 
über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Be- 
kanntmachung der Satzung verletzt worden sind. 

Ausgefertigt: 
Heitersheim, den 18.11.2020 

gez. 
Christoph Zachow 
Bürgermeister 

Mitteilungen 

Altersjubilare im Dezember 

Nach $ 50 Abs. atz 5 des Bundesmeldegesetzes dürfen nu 
noch AltersJubilit$l~ciem 70. Geburtstag, jeder fünfte weitere 
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30.12. 7 Jahe Hans Joachim Schuster„Grißbeimer Weg 11g 
: Die StadtvefwaltlJ0g)jeitersheif -g~~~· - reYi\~IJ:eJf Jubilaren, auch 

denen die namentlich,nicht gar' {erden möchten, recht 
herzlich und wirschtlfen alles gfevo[allem aber Gesundheit. 
(Sollte eine Veröffentlichung nicht gewün scht sein, bitten wir um 

rechtzeitige MitteilLifog bei_m!.E}ür ·er5üro der Stadtverwaltung 
H~itersheirn. Dort kanh~~i1ntsprechendes Formular ausgefüllt 
werden. 
'R 

Die Abfallwirtschaft informiert 
Verteilung 
der Abfallkalender 2021 

Meldung der Polizei: Fast 5000 EUR 
Sachschaden durch Vandalismus in Heitersheim 
Bereits in der Nacht vom 22.10. auf den 23.10.2020 kam es an der Jo- 
hanniterschule in Heitersheim zu einer mutwilligen Beschädigung am 
Schulgebäude. Eine Fensterscheibe im Erdgeschoss der Grundschule 
wurde eingeschlagen und die Verglasung der Eingangstür beschädigt. 
Zu einer weiteren Beschädigung an der Johanniterschule kam es 
vom 14.11. auf den 15.11.2020. Hier wurden zwei Glasscheiben, ver- 
mutlich durch den Einsatz einer Gaspistole, beschädigt. 
Im Zeitraum vom 20.11. bis zum 23.11.2020 wurde zuletzt eine Schei- 
be der Bürgersaal-Fassade an der Malteserhalle beschädigt. 
Das Polizeiposten Heitersheim hat die Ermittlungen aufgenommen. 
Wer hat in den genannten Zeiträumen verdächtige Personen gese- 
hen oder kann Hinweise zu den Taten geben? Das Polizeirevier Müll- 
heim ist unter der Telefonnummer 07631-17880 erreichbar. 

Auch in diesem Jahr werden im Dezember wieder die Abfallkalender 
für das kommende Jahr verteilt. Meistens werden diese dem örtli- 
chen Gemeindemitteilungsblatt beigelegt, teilweise werden die Ka- 
lender über Austräger verteilt. 
Oft werden die Kalender versehentlich als Werbematerial weggewor- 
fen. Achten Sie bitte bei den nächsten Ausgaben der Gemeindeblät- 
ter darauf, dass Sie die Abfallkalender herausnehmen bzw. prüfen Sie 
den Inhalt Ihres Briefkastens sorgfältig. Falls der Abfallkalender den- 
noch verloren gehen sollte oder Sie keinen erhalten haben, liegen 
bei den Bürgermeisterämtern weitere Exemplare aus. 
Alle Abfallkalender, sowie weitere Informationen zur Abfallwirtschaft, 
finden Sie auch auf unserer Homepage: www.lkbh.de/abfallkalender 
Dort gibt es den Kalender auch als personalisierten Download. Dabei 
lassen sich Gemeinden und Ortsteile sowie die einzelnen Abfallarten, 
welche angezeigt werden sollen, individuell auswählen. Die Datei- 
ausgabe ist möglich als PDF-Datei zum Lesen/Speichern/Ausdrucken 
oder als ICS-Datei zum Importieren der Abfuhrtermine in das eigene 
Smartphone, Tablet oder den PC-Kalender. 
Mittlerweile wird unsere kostenlose Abfall-App schon auf mehr als 
28.000 Endgeräten genutzt. 
Die personalisierten Sperrmüllkarten für das Jahr 2021 werden Ihnen 
wieder Anfang des Jahres mit dem Gebührenbescheid zugeschickt 
(die Sperrmüllkarte von 2020 ist bis 31.01.2021 gültig). 

Haben Sie noch Fragen? 
Abfallberatung 
Tel.: 0761 2187 9707 E-Mail: alb@lkbh.de www.lkbh.de/alb 

Abfallkalender 2021 
Die Abfallkalender 2021 werden voraussichtlich in der 
nächsten Amtsblattausgabe (KW 49) als Beilage erscheinen. 

Wer daher bis Mitte Dezember noch keinen Abfallkalender erhal- 
ten haben sollte, kann sich den Kalender wie oben beschrieben 
herunterladen. Weitere Exemplare sind auch an der Rathaus--lnfo 

· erhältlich. 
· Download Abfall-App 


